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Linkspartei fordert Transparenz beim Arkadenprojekt

Bürger informieren – Finanzierung offen legen

Bei Gesprächen im Informationszelt betonte die mfi, der Investor für die geplanten Arkaden am Bahnhof, gegenüber einem Vertreter der Linkspartei.PDS, dass die 200 Millionen Investitions​summe alleine durch mfi aufgebracht würde. Auf Nachfrage wurde beteuert, dass keine Subventionen in die Finanzierung mit einfließen.

mfi – die erste Firma, deren Erfolgsrezept im „Drauflegen“ besteht? Wohl kaum. Bei einem erwarteten Einzelhandelsumsatz von 80 Mio. Euro und der üblichen Gewinnspanne von 3-4% rechnet sich dies für die Investoren nicht. Hier ist man offensichtlich nicht ehrlich. Doch was ist das Interesse der mfi und der Bahn AG an diesem Projekt? Wie wird das Projekt finanziert?
Ohne die Arkaden, lehnt die Bahn AG die Instandsetzung bzw. Umgestaltung des Bahnhofes ab. Gleichzeitig verzichtete die Bahn AG 2005 darauf, Mittel zur Sanierung von Bahnanlagen, in Höhe von 1,5 Mrd. Euro abzurufen. Erpresst die Bahn AG die Kommunen?

Auflagen verbindlich vereinbaren

Die Linke.Würzburg  stellt fest, dass nicht mit offenen Karten gespielt wird. Das vorgelegte Konzept ist, auch laut mfi, nicht bindend. Erst der noch auszuwählende Architektenentwurf wird uns zeigen, wie das Projekt wirklich umgesetzt werden soll. Dabei ist die Zusammensetzung der Jury sehr aufschlussreich: Bahn AG, mfi sowie einige Architekten und Stadträte. Beteiligung der Bürger? Fehlanzeige.

Bei Projekten dieser Art geht man im Allgemeinen von einem Budget für Information und Kontaktpflege von bis zu 3 % aus. Bei 200 Mio. EUR kann man damit sehr viel „Überzeugungsarbeit“ leisten.

Das Beispiel „Hotelturm“ zeigt uns leider, dass die Realität mit den Versprechungen von Investoren nicht immer übereinstimmen muss. Trotz der Zusagen, wurden laut einem Main-Post-Bericht die wichtigen Trinkwasserquellen am Bahnhof beeinträchtigt. Die Öffentlichkeit wurde darüber nicht informiert. Für Auflagen müssen auch wirksame Sanktionen verbindlich vereinbart werden. Wer haftet bei einer Insolvenz der Betreibergesellschaft?

Appell an die Stadträte

Die Linkspartei fordert den Stadtrat auf, die vielen wichtigen Fragen die von allen Seiten gestellt werden, gewissenhaft zu prüfen und für die Bürger transparent zu klären, bevor verbindliche Zusagen und Vereinbarungen getroffen werden.
Sie müssen erfahren welche Belastungen auf die Stadt jetzt und vor allem in Zukunft zu kommen. Wie sind beispielsweise die Eigentumsverhältnisse geregelt? Wem gehört dann der Busbahnhof? Berechtigte Interessen, wie der Trinkwasserschutz, Verkehrsproblematik und die Zukunft der Innenstadt dürfen nicht einfach ignoriert werden.
Noch kann der Stadtrat mitgestalten. Stadtratsbeschlüsse sind schnell gefasst, mit den Folgen müssen wir allerdings über Jahrzehnte leben, so Kreissprecherin Belinda Brechbilder. Eine nachhaltige Stadtentwicklung darf nicht einem kurzfristigen Prestigegewinn geopfert werden. Der Stadtrat steht in der Pflicht verantwortungsvoll und mit größter Sorgfalt mit der Zukunft unserer Stadt umzugehen.
